RECHTE UND PFLICHTEN DES EINZELNEN

Die durch die geltende Verfassung garantierten Grundrechte

Kontext

Der Wortlaut der in der Verfassung von 1857 verankerten Rechte entspricht den Anforderungen im Bereich des Rechts- und Grundrechtsschutzes nicht mehr. Da die Grundrechte heute durch das Bundesrecht und das internationale Recht garantiert sind, ist es aus rechtlicher Sicht nicht unbedingt notwendig, sie in der Staatsverfassung aufzuführen.



Ein solcher Grundrechtskatalog wäre aber trotzdem sinnvoll, da er eine Informations- und Erziehungsfunktion für die Bevölkerung erfüllen und den Staat und die Gemeinden vermehrt darauf aufmerksam machen würde, dass sie die Grundrechte verwirklichen müssen. Zudem kann eine Wiederholung der bestehenden Rechte sinnvoll sein, da das kantonale Recht punktuell einen weitergehenden Schutz vorsehen kann als das Bundesrecht und das internationale Recht.



Des Weiteren würde ein Grundrechtskatalog einen vollständigen Überblick über sämtliche im Kanton Freiburg garantierten Grundrechte ermöglichen.



Mit der 1. Frage soll in Erfahrung gebracht werden, ob die freiburgische Bevölkerung es für sinnvoll erachtet, die in der Verfassung von 1857 vorgesehenen Grundrechte auch im neuen Grundgesetz zu verankern und sie den heutigen Gegebenheiten anzupassen.

Frage

1. Frage: Sollen die durch die geltende Verfassung garantierten Grundrechte auch in der neuen Verfassung verankert werden (persönliche Freiheit, Wirtschaftsfreiheit, Gewissensfreiheit, Vereinsfreiheit, Pressefreiheit, Niederlassungsfreiheit, Unterrichtsfreiheit, Recht auf Leben, Rechtsgleichheit, Petitionsrecht, Garantie des Eigentums, Schutz der Privatsphäre, Verfahrensgarantien)?

Antworten

�Ja�Nein�Weiss nicht�Keine Antwort��Private�61�4�-�1��Politische Parteien�6�-�-�-��Versch. Gruppierungen�17�-�-�1��Gemeinden �39�4�-�2��Bemerkungen und Vorschläge

Allgemeines

Eine deutliche Mehrheit der Befragten sind für die Aufnahme eines Grundrechtskatalogs, obwohl diese Rechte bereits durch die Bundesverfassung garantiert werden. Die im Ideenheft aufgeführten Argumente (S. 7 ff., Punkt 2.2) werden in der Regel übernommen und für stichhaltig angesehen.



Hervorgehoben wird insbesondere der informative und pädagogische Charakter eines kantonalen Grundrechtskatalogs. Beispielsweise: "Diese Wiederholung hat didaktischen Charakter und ermöglicht es Nichteingeweihten, den Verfassungstext zu verstehen"; "ein Überblick über die Grundrechte ist der Vollständigkeit halber notwendig"; "eine Kantonsverfassung erfüllt eine Informationsfunktion gegenüber der Bevölkerung". Allerdings fragt man sich auch, "wer wird eher die Kantonsverfassung als die Bundesverfassung konsultieren?"



Viele Personen finden es zudem wichtig, dass die neue Verfassung den heutigen Gegebenheiten angepasst wird und der Entwicklung der Grundrechte Rechnung trägt.

Ein umfassender Grundrechtskatalog würde "den Willen des Staates zu Öffnung und Transparenz sowie seine Entschlossenheit zeigen, sich aktiv für den wirksamen Schutz dieser Rechte einzusetzen".



Sehr wenige Antworten sprechen sich gegen die Verankerung der Grundrechte in der neuen Verfassung aus, und zwar mit der Begründung, es sei aus rechtlicher Sicht nicht notwendig, die bereits durch das Bundesrecht garantierten Grundrechte zu wiederholen.

Vorschläge in Bezug auf die Form

Während einige Teilnehmer es bei einem Verweis (einfache Anmerkung) auf die Bundesverfassung bewenden lassen und nur das präzisieren möchten, was darüber hinaus geht, schlagen andere vor, diese Rechte unter Berücksichtigung der Rechtsprechung aufzuzählen (bzw. zu präzisieren) und den Katalog gegebenenfalls durch neue Rechte zu ergänzen. Allerdings scheint der ausführliche Katalog Vorrang zu haben.



Was die Formulierung der Rechte anbelangt, ist die Oberamtmännerkonferenz insbesondere unabhängig von der gewählten Lösung der Auffassung, dass "eine gewisse Kohärenz wünschenswert ist: Entweder die neue Staatsverfassung übernimmt und ergänzt alles, oder sie lässt es beiseite und verweist nur auf Bestehendes". Es wird auch soweit wie möglich eine moderne und für die Bürgerinnen und Bürger verständliche Sprache gewünscht. So würde nach dem Muster der neuen Bundesverfassung die Gewerbefreiheit zur "Wirtschaftsfreiheit", die Unterrichtsfreiheit zur "Wissenschaftsfreiheit", die Unverletzlichkeit des Hausrechts zum "Schutz der Privatsphäre" usw.



Es wird auch für wichtig erachtet, dass die neue Verfassung eine allgemeine Bestimmung enthält, welche die für eine Beschränkung der Grundrechte erforderlichen Bedingungen aufzählt.

Rechtsgleichheit

Der kantonalen Kommission für die Gleichstellung von Frau und Mann und für Familienfragen liegt besonders daran, dass die Bestimmung über die Rechtsgleichheit erweitert wird, z.B. nach dem Muster von Artikel 10 der Berner Verfassung:



Die Rechtsgleichheit ist gewährleistet. Diskriminierungen, insbesondere aufgrund von Rasse, Hautfarbe, Geschlecht, Sprache, Herkunft, Lebensform sowie politischer oder religiöser Überzeugung, sind in keinem Fall zulässig.

Mann und Frau sind gleichberechtigt. Sie haben ein Recht auf gleichen Zugang zu öffentlichen Bildungseinrichtungen und Ämtern, auf gleiche Ausbildung sowie auf gleichen Lohn für gleichwertige Arbeit.

Kanton und Gemeinden fördern die tatsächliche Gleichstellung von Mann und Frau.



Gleichzeitig schlägt diese Kommission vor, die Förderung der Gleichstellung einem spezialisierten Organ zu übertragen, um "die verschiedenen Formen rechtlicher und tatsächlicher Diskriminierung zu beseitigen, die es auch heute noch gibt und von denen mehrheitlich Frauen betroffen sind". So würde mit der "Verankerung dieses spezialisierten Organs in der neuen Verfassung ein starkes Zeichen für die Bereitschaft gesetzt, den Grundsatz der Gleichstellung von Frauen und Männern im Kanton Freiburg anzuwenden".



Einige Teilnehmer, insbesondere Behindertenhilfsorganisationen, wie der Schweiz. Blinden- und Sehbehindertenverband oder Pro Infirmis, möchten, dass das Recht der Behinderten auf Gleichbehandlung nach dem Muster von Artikel 8 der neuen Bundesverfassung in der Staatsverfassung verankert wird.



Niemand darf wegen einer körperlichen, geistigen oder psychischen Behinderung diskriminiert werden. Das Gesetz sorgt für die rechtliche Gleichstellung der Behinderten. Es sieht Massnahmen zur Beseitigung von Benachteiligungen der Behinderten vor.



Pro Infirmis hält fest, dass die behinderten und ausgegrenzten Personen dadurch eine "Anerkennung und Legitimation durch das Volk erhalten, die ihre Eigenschaft als vollwertige Staatsbürgerinnen und -bürger festigen würde".

Menschenrechte

Die Vereinigung CCSI/SOS Racisme möchte, dass der Kanton Freiburg den Grundsatz der Universalität und Unteilbarkeit der Menschenrechte in seiner neuen Verfassung anerkennt (bürgerliche und politische Rechte, wirtschaftliche, soziale und kulturelle Rechte usw.), dass er ausdrücklich auf die verschiedenen internationalen Instrumente im Bereich des Schutzes der Menschenrechte verweist und sich verpflichtet, diese auf dem Kantonsgebiet anzuwenden.

Gewissens- und Glaubensfreiheit

Die Union des associations des musulmans de Fribourg möchte, dass effiziente Massnahmen getroffen werden, um die rechtliche und soziale Diskriminierung aufgrund der Religion zu verhindern und zu beseitigen. Sie schlägt insbesondere vor, dass die islamische Gemeinschaft in der neuen Verfassung anerkannt und der katholischen und reformierten Kirche gleichgestellt wird.

Andere Bemerkungen und Vorschläge

Es wird vorgeschlagen, das Streikrecht oder das Recht auf Leben Verfassung zu verankern.

Die durch die geltende Verfassung garantierten Sozialrechte (Recht auf unentgeltlichen Primarschulunterricht)

Kontext

Mit dem Recht auf unentgeltlichen Primarschulunterricht als einzigem Sozialrecht wird die Verfassung von 1857 der sozialen Dimension des Kantons Freiburg nicht gerecht. Die sozialen Leistungen der öffentlichen Hand beschränken sich nicht mehr auf die Gewährleistung des unentgeltlichen Primarschulunterrichts, sondern sehen insbesondere Massnahmen im Bereich der Sozialhilfe, des Wohnungsbaus und des beruflichen Wiedereinstiegs vor.



Mit der 2. Frage soll abgeklärt werden, ob die Aufnahme des Rechts auf unentgeltlichen Primarschulunterricht in die neue Verfassung gewünscht wird.



Erratum: Die Frage war im Ideenheft und im Fragebogen nicht genau gleich formuliert. Deshalb wurde zum Teil die Frage im Ideenheft beantwortet ("Soll das Recht auf unentgeltlichen Primarschulunterricht in der neuen Verfassung verankert werden"), während andere bei ihrer Antwort die möglichen Neuerungen im Bereich der Sozialrechte berücksichtigten, die auch Gegenstand der 10. Frage waren.



Für die Auswertung der Bemerkungen und Vorschläge zu den neuen, bereits garantierten Rechten wird deshalb auf die 10. Frage verwiesen.

Frage

2. Frage: Soll das Recht auf unentgeltlichen Primarschulunterricht in der Verfassung verankert werden?

Antworten

�Ja�Nein�Weiss nicht�Keine Antwort��Private�61�4�-�1��Politische Parteien�6�-�-�-��Versch. Gruppierungen�13�1�1�3��Gemeinden�39�3�1�2��Bemerkungen und Vorschläge

Die Aufnahme des Rechts auf unentgeltlichen Primarschulunterricht wird von der grossen Mehrheit der Teilnehmerinnen und Teilnehmer gewünscht, wobei das Recht zum Teil auf die Sekundarstufe oder sogar die gesamte Schulpflicht ausgedehnt wird: "Recht auf eine unentgeltliche obligatorische Schulzeit" oder "Recht auf ausreichenden und unentgeltlichen Grundschulunterricht" (vgl. neue Bundesverfassung).

Einige Personen schlagen vor, dieses Recht besser zu definieren und dafür zu sorgen, dass die Unentgeltlichkeit des Unterrichts tatsächlich gewährleistet ist.

Andere betonen den neutralen Charakter der Schule, vor allem die Trennung von Staat und Kirche.

Wieder andere schlagen vor, den Zugang zu Bildung allgemein zu erleichtern und ein Recht auf Bildung einzuführen.

Aufnahme von neuen Grundrechten, die bereits durch übergeordnetes Recht gewährleistet werden

Kontext

Da der Grundrechtskatalog unvollständig ist, ist es legitim, wenn man die Gelegenheit der Verfassungsrevision nutzt, um der Entwicklung der Grundrechte Rechnung zu tragen und alle von der Rechtsprechung, der neuen Bundesverfassung und den internationalen Übereinkommen anerkannten neuen Rechte aufzunehmen, so dass die Verfassung sämtliche Grundrechte enthält, auf die sich eine Person heute berufen kann.



Mit der 3. Frage soll abgeklärt werden, ob die durch das internationale Recht und die Bundesverfassung von 1999 garantierten Grundrechte in der neuen Verfassung verankert werden sollen.

Frage

3. Frage: Sollen die bereits durch übergeordnetes Recht garantierten Grundrechte in der neuen Verfassung verankert werden (Menschenwürde, Meinungsfreiheit, Informationsfreiheit, Versammlungsfreiheit, Kunstfreiheit, Sprachenfreiheit, Koalitionsfreiheit, Schutz vor Willkür, Wahrung von Treu und Glauben, Recht auf Ehe)?

Antworten
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Allgemeines

Die Aufzählung der neuen Grundrechte in der Staatsverfassung wird mehrheitlich befürwortet, dies hauptsächlich mit folgenden Argumenten: "Die Verfassung ist ein politischer und sozialer Orientierungsrahmen, sie muss die Rechte widerspiegeln, auf die sich eine Person berufen kann". "Mit der Aufzählung dieser Rechte erhält die Verfassung eine pädagogische Funktion und ist für alle nützlich". "Es handelt sich um grundlegende demokratische Rechte", um "Garantien, die das Fundament unserer Demokratie und jedes Rechtsstaats darstellen". Aus diesem Grund sollten die neuen Grundrechte in der neuen Staatsverfassung ausdrücklich genannt werden, obwohl sie bereits durch übergeordnetes Recht gewährleistet sind.



Es gibt weniger als zehn Nein-Antworten, die wie folgt begründet werden: Das Bundesrecht genügt, es ist überflüssig, solche Rechte in der neuen Verfassung zu verankern, da dies aus rechtlicher Sicht nicht notwendig ist.

Zum Teil wird auch nuanciert: Die Aufnahme von gewissen Grundsätzen wie Menschenwürde, Schutz vor Willkür und Wahrung von Treu und Glauben wird befürwortet.

Allerdings enthalten auch einige positive Antworten Bemerkungen, die in diese Richtung gehen: Man schlägt vor, "die wichtigsten Grundrechte aufzunehmen", "unter Angabe der Quelle zusammenzufassen", ausdrücklich auf das internationale Recht und die neue Bundesverfassung zu verweisen.

Bemerkungen zur Form

Meist wird befürchtet, der Text könnte zu ausführlich und überladen werden. Damit die Verfassung nicht zu einem "Sammelsurium" wird, möchte man nur die wichtigsten Grundrechte berücksichtigen und nicht alle durch übergeordnetes Recht garantierten Grundrechte erschöpfend und im Detail aufzählen.



Man schlägt vor, dass der Grundrechtskatalog eine Synthese der auf den drei Ebenen (international, Bund, Kanton) garantierten Rechte wiedergibt, wobei klar zwischen den nur "zur Erinnerung" aufgeführten Rechten (durch übergeordnetes Recht garantiert) und den Rechten unterschieden wird, bei denen der Verfassungsgeber einen weitergehenden Schutz als das Bundesrecht und das internationale Recht gewährleisten will.

Sprachenfreiheit

Eine Reihe von Bemerkungen betrafen die Sprachenfreiheit. Viele betonen, dass die Sprachenfreiheit in einem zweisprachigen Kanton wie Freiburg gewährleistet werden muss. Dabei sollten die Anwendung des Territorialitätsprinzips klar und deutlich definiert und die vom Staat anerkannten Amtssprachen festgeschrieben werden.



Zudem wird auch vorgeschlagen, dass neben der Sprachenfreiheit die Förderung der Zweisprachigkeit in beiden Amtssprachen des Kantons als Sozialziel vorgesehen wird.



Nach Meinung von Pro Infirmis sollte das Recht der Tauben und Schwerhörigen, die Gebärdensprache zu verwenden und ihre Anwendung zu entwickeln, erwähnt werden.

Es wird auch darauf hingewiesen, dass die Sprachenfreiheit in der Kulturfreiheit inbegriffen wäre, falls diese in die neue Verfassung aufgenommen wird.

Andere Bemerkungen und Vorschläge

Nach Ansicht der Vereinigung CCSI/SOS Racisme sollte die neue Verfassung ausdrücklich auf die Menschenwürde als Quelle der Menschenrechte verweisen.

Die kantonale Kommission für die Gleichstellung von Frau und Mann und für Familienfragen ist ebenfalls für die Aufnahme dieses Rechts. Ihrer Meinung nach ist die "Menschenwürde in einem weiteren Sinn zu verstehen und muss z.B. den Schutz des Bildes der Frau und der Kinder insbesondere in der Werbung umfassen".

Zudem sollte das Recht auf Ehe und auf ein Familienleben mit der Freiheit, eine andere Form des Zusammenlebens zu wählen, kombiniert werden.

Es wird auch ein "Recht, anders zu sein" vorgeschlagen.

Das Recht auf Einsicht in amtliche Akten

Kontext

Mit der 4. Frage soll in Erfahrung gebracht werden, ob das für amtliche Akten geltende Prinzip der Geheimhaltung (d.h. die Einsicht wird nur ausnahmsweise durch ein Gesetz oder einen Entscheid gestattet) aufgehoben und das Öffentlichkeitsprinzip eingeführt werden soll, so dass jedermann das Recht hätte, amtliche Akten einzusehen, sofern nicht ein überwiegendes öffentliches oder privates Interesse dagegen spricht.

Frage

4. Frage: Soll das Recht auf Einsicht in amtliche Akten in der neuen Verfassung verankert werden?

Antworten
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Allgemeines

Auch bei dieser Frage überwiegen die Ja-Antworten. Mit der Öffentlichkeit der amtlichen Akten möchte man die Verwaltung transparenter machen und so das Vertrauen der Bürgerinnen und Bürger in den Staat und seine Tätigkeit erhöhen.

Die meisten Bemerkungen betreffen die Definition der amtlichen Akten, die Vertraulichkeit der Daten und andere Einschränkungen im Zusammenhang mit der Ausübung des Einsichtsrechts.

Definition der "amtlichen Akten"

Es wird für sinnvoll erachtet, die Einsicht auf genau definierte Dokumente zu beschränken, den Begriff "amtliche Akten" zu definieren und eine erschöpfende Liste der der Öffentlichkeit zur Verfügung gestellten Dokumente zu erstellen.



Ein Bürger schlägt vor, die Vorbereitung der Gesetzesentwürfe öffentlich zu machen und den Interessierten die Möglichkeit zur Mitwirkung zu geben, z.B. im Rahmen eines Diskussionsforums auf dem Internet.

Beschränkung der Ausübung dieses Rechts

Die meisten Teilnehmerinnen und Teilnehmer sind sich einig, dass die Bedingungen für die Ausübung des Einsichtsrechts geregelt und Einschränkungen vorgesehen werden müssen. Vor allem hinsichtlich des Schutzes der Personendaten werden Bedenken geäussert. Es gilt daher Vorbehalte vorzusehen für Dokumente in Bezug auf die Privatsphäre von Personen oder für Akten, deren Veröffentlichung die Sicherheit des Staates gefährden könnte. Eine Möglichkeit wäre die Abwägung der Interessen von Staat und Gesuchstellerin bzw. Gesuchsteller.

Erhebung einer Gebühr

Mit einer Gebühr könnten die "Neugierigen" ausgeschlossen werden, da eine Einsicht so nur falls notwendig verlangt würde. Andere schlagen hingegen eine unentgeltliche Einsichtnahme vor, dies vor allem, um Personen mit finanziellen Schwierigkeiten nicht zu diskriminieren, deren Einsichtsrecht durch eine Gebühr eingeschränkt würde. Es ist auch denkbar, nur eine symbolische Gebühr zu erheben.

Begründung der Einsicht

Zur Einschränkung des Einsichtsrechts wird auch vorgeschlagen, dass ein entsprechendes Gesuch begründet werden muss. Die interessierten Personen müssten also einen triftigen Grund geltend machen, ein Interesse nachweisen, bevor sie die gewünschten Akten einsehen könnten.

Informationspflicht der Behörden

Es wird vorgeschlagen, neben dem Einsichtsrecht auch eine Informationspflicht der Behörden vorzusehen. Diese müssten gewisse amtliche Akten unabhängig von einem Gesuch einer Privatperson zugänglich machen. Der Zugang zu gewissen Akten der Verwaltung könnte unter Berücksichtigung der neuen Informationsmöglichkeiten (Datenbank auf dem Internet) ermöglicht werden.

Argumente gegen die Aufnahme des Rechts auf Einsicht in amtliche Akten

Die Argumente gegen die Aufnahme des Rechts auf Einsicht in amtliche Akten decken sich mit den von den Befürwortern dieses Rechts geäusserten Vorbehalten. Man befürchtet eine Überlastung der Verwaltung und eine Behinderung der Arbeit der Dienststellen. Es werden vor allem Bedenken in Bezug auf den Datenschutz geäussert. Des Weiteren sei die Definition der "amtlichen Akten" zu vage. Die Frage sollte im Gesetz geregelt werden, wobei jeder Gegenstand zu prüfen ist.

Eine Privatperson schlägt vor, kein Einsichtsrecht vorzusehen, sondern die Informationspolitik zu verbessern, "wodurch das angestrebte Ziel (Transparenz) verwirklicht und gleichzeitig die unvermeidlichen Probleme im Zusammenhang mit dem Recht auf Einsicht in amtliche Akten vermieden werden könnten".

Die Kundgebungsfreiheit

Kontext

Wer eine Kundgebung organisieren will, muss heute grundsätzlich eine Bewilligung der Gemeinde einholen, um den öffentlichen Grund benutzen zu können.

Mit der 5. Frage soll abgeklärt werden, ob die Aufnahme der Kundgebungsfreiheit in die neue Verfassung gewünscht wird, wodurch den Demonstrierenden ein eigentliches Recht auf den gesteigerten Gebrauch des öffentlichen Grundes gewährt würde (mit möglichen Einschränkungen).

Frage

5. Frage: Soll die Kundgebungsfreiheit in der neuen Verfassung verankert werden?

Antworten
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Allgemeines

Die Meinungen sind bei dieser Frage geteilt. Die politischen Parteien sind allerdings klar gegen die Aufnahme der Kundgebungsfreiheit.

Argument für die Aufnahme

Es wird geschrieben, dass die Meinungsäusserungsfreiheit (ein Grundrecht) ohne das ergänzende Recht der Kundgebungsfreiheit nicht wirklich ausgeübt werden kann. "Die Aufnahme dieses Rechts in die neue Verfassung wäre eine Aufforderung an die gesamte Bevölkerung, sich den öffentlichen Grund, der weitgehend gewerblichen Aktivitäten und der individuellen Mobilität überlassen ist, (wieder) anzueignen".



Verschiedentlich wird der Vorschlag gemacht, die Kundgebungsfreiheit aufzunehmen, aber den Status quo beizubehalten (jetzige Regelung mit vorgängiger Bewilligung): Die zuständige Behörde verweigert die Bewilligung ja nur in Ausnahmefällen. Daneben wird auch vorgeschlagen, die Kundgebungsfreiheit nur aufzunehmen, wenn sie erweitert wird.

Vorbehalte

Die meisten Ja-Antworten enthalten Vorbehalte. Man schlägt vor, auf eine Bewilligung zu verzichten, aber eine Meldepflicht vorzusehen, damit die Behörden die Kundgebung mit der Polizei koordinieren und die erforderlichen Sicherheitsmassnahmen treffen können. Schliesslich darf die "Freiheit der einen nicht zu Lasten der Freiheit der anderen ausgeübt werden".



Ein weiterer Vorbehalt betrifft die Gefahr für die öffentliche Ordnung; zudem sollten Kundgebungen von Extremisten verboten werden können.

Beibehaltung der vorgängigen Bewilligung

Die Teilnehmerinnen und Teilnehmer, die am Grundsatz der vorgängigen Bewilligung festhalten möchten, sind im Allgemeinen der Ansicht, dass sich die heutige Regelung bewährt hat und die Meinungs- und Versammlungsfreiheit eine genügende Garantie bietet. Da diese Regelung das Recht der Bevölkerung, eine Kundgebung auf dem öffentlichen Grund durchzuführen, nicht beeinträchtige, sei es nicht notwendig, die Kundgebungsfreiheit ausdrücklich in der Freiburger Verfassung zu erwähnen.



Daneben wird auch die Meinung geäussert, dass die Bewilligung aus Gründen der Verkehrsregelung und der öffentlichen Ordnung und Sicherheit beizubehalten sei und dass ein vorgängiges Gesuch es den Behörden erleichtere, solche Kundgebungen zu beaufsichtigen.



Mit dem Bewilligungssystem könnten zudem die Interessen der Bevölkerung berücksichtigt werden, die nicht betroffen oder gegen die Kundgebung ist, sowie Missbräuche verhindert werden. Schliesslich wird bemerkt, dass die Aufnahme dieses Rechts unzählige Kundgebungen nach sich ziehen könnte.

Andere Bemerkungen und Vorschläge

Verschiedentlich wird die Ansicht geäussert, die Aufnahme der Kundgebungsfreiheit sei überflüssig und bringe nichts Neues, wenn gleichzeitig eine Meldepflicht vorgesehen werde.

Das Recht, eine andere Form des Zusammenlebens zu wählen als die Ehe

Kontext

Mit der 6. Frage soll abgeklärt werden, ob das Recht, eine andere Form des Zusammenlebens zu wählen, in der neuen Staatsverfassung verankert werden soll. Dieses Recht wäre nicht auf Partner verschiedenen Geschlechts beschränkt.



Da das Zivilrecht in die Zuständigkeit des Bundes fällt, würde sich dieses Recht nicht auf das Adoptions- oder das Erbrecht auswirken.

Frage

6. Frage: Soll das Recht, eine andere Form des Zusammenlebens zu wählen als die Ehe, in der neuen Verfassung verankert werden?

Antworten
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Argumente für die Aufnahme

Mehr als die Hälfte der Teilnehmerinnen und Teilnehmer ist der Meinung, dass die Verfassung die Paare, die das Konkubinat und nicht die Ehe gewählt haben, schützen muss. Es wäre in der Tat "an der Zeit, das Gesetz den geänderten Verhältnissen anzupassen und den neuen Formen des Familienlebens Rechnung zu tragen".



Die Antworten sind meistens nuanciert und enthalten die Bedingung, dass dieses Recht nicht mit positiven Massnahmen verbunden werden dürfe, aber einige sind trotzdem der Meinung, dass das Recht auf eine andere Form des Zusammenlebens es insbesondere ermöglichen sollte, die Steuergleichheit zwischen Ehepaaren und anderen Paaren zu verwirklichen oder die Probleme bei der Erbfolge oder den Mietverträgen zu regeln.



Verschiedentlich wird die Ansicht geäussert, dass der Kanton Freiburg dieses Recht auf die homosexuellen Paare ausdehnen sollte. Häufig wird aber präzisiert, dass diese Anerkennung sie nicht dazu berechtigen dürfe, zu heiraten oder Kinder zu adoptieren.



Die Christlichdemokratische Volkspartei stimmt der Aufnahme dieses Rechts in die neue Verfassung zu, ist allerdings der Meinung, dass die Frage zu vage gestellt wurde. Die Ehe dürfe ihrer Substanz nicht enthoben werden. Die CVP sieht die Ehe als grundlegende Form des Zusammenlebens, meint aber, andere Formen müssten wie in den Nachbarländern vorgesehen werden. Eine zukünftige Entwicklung der sozialen Beziehungen dürfe keinesfalls verhindert werden, sonst bestehe die Gefahr, dass die Verfassung in einigen Jahren der Wirklichkeit nicht mehr entspreche.

Argumente gegen die Aufnahme

Die Zahl der Nein-Antworten ist recht hoch. Die Gegner sind der Meinung, dass die Ehe weiterhin die einzige zu begünstigende Form des Zusammenlebens bleiben muss. Besonders die Union des associations des musulmans de Fribourg meint, dass "die Aufnahme des Rechts, eine andere Form des Zusammenlebens als die Ehe zu wählen, in die neue Staatsverfassung bedeute, dass der Staat endgültig darauf verzichte, die Familie zu schützen, und sie sich selbst überlasse, und dies obwohl soziale Veränderungen die Familie seit 20 Jahren erschüttern (z.B. alleinerziehende Eltern, Sittenverfall, usw.)".



Manche Teilnehmerinnen und Teilnehmer schlagen vor, die übrigen Formen des Zusammenlebens durch eine Gesetzesänderung zu regeln. Die laufenden Arbeiten auf Bundesebene werden als genügend erachtet.



Da das Zivilrecht in die Zuständigkeit des Bundes fällt, würden zudem zahlreiche bundesrechtliche Einschränkungen bestehen bleiben, und das Recht hätte nur sehr beschränkte Auswirkungen.



Ausserdem wird geschrieben, dass es für dieses Recht keine Verfassungsbestimmung braucht. Man möchte auf keinen Fall, dass die "Ehe, das Konkubinat und das homosexuelle Paar einander gleichgestellt sind".



Ein Bürger schlägt sogar vor, das Konkubinat und die homosexuellen Paare zu bestrafen.



Nach Ansicht einer Person ist dieses Recht "schlecht formuliert und scheint auch das Recht, ledig zu bleiben, nicht zu berücksichtigen".

Andere Vorschläge und Bemerkungen

Die Personen, die in dieser Frage unschlüssig sind, verlangen ausdrücklich eine Diskussion, um sich eine Meinung bilden zu können, und wünschen Informationen zu den Auswirkungen dieses Rechts.



Viele Kommentare sind in Form einer Frage formuliert. Wiederholt wird die Frage nach den Auswirkungen dieses Rechts gestellt (z.B. Adoption von Kindern durch homosexuelle Paare). Man fragt sich, ob es wirklich wünschenswert ist, dass die Ehe und die übrigen Formen des Zusammenlebens einander gleichgestellt werden: "Ist es die Aufgabe des Staats, der die Familie schützt, sie zu fördern?" "Es geht einerseits darum, die Ehe nicht ihrer Substanz zu entheben, aber auch darum, eine Lösung für die Diskriminierung jener zu finden, denen das Institut der Ehe nicht offen steht, z.B. homosexuelle Paare. Was diese anbelangt, sind wir für die registrierte Partnerschaft, deren Geltungsbereich nicht auf Konkubinatspaare ausgedehnt werden sollte".

Die Kulturfreiheit

Kontext

Gegenwärtig sind verschiedene Aspekte der Kultur durch mehrere Rechte geschützt: Meinungs- und Informationsfreiheit, Kunstfreiheit, Religionsfreiheit, Sprachenfreiheit, persönliche Freiheit.



Ein verbrieftes Recht auf Kultur wäre eine Neuheit in unserem Rechtssystem und würde ein starkes Zeichen der Öffnung unserer Gesellschaft gegenüber ihren verschiedenen Minderheiten setzen. Es könnte aber selbstverständlich auch eingeschränkt werden.

Frage

7. Frage: Soll die Kulturfreiheit in der neuen Verfassung verankert werden?

Antworten

�Ja�Nein�Weiss nicht�Keine Antwort��Private�50�8�6�2��Politische Parteien�2�3�1�-��Versch. Gruppierungen�9�3�2�4��Gemeinden�22�18�3�2��Bemerkungen und Vorschläge

Allgemeines

Der Vorschlag, die Kulturfreiheit in der Verfassung zu verankern, wird mehrheitlich begrüsst, denn die Kultur verdient es offenbar, durch ein in der Verfassung verbrieftes Grundrecht anerkannt zu werden. "Ein solches Recht würde die Minderheiten stärken". "In einem multikulturellen Staat wie der Schweiz oder dem Kanton Freiburg muss das Verständnis zwischen den Kulturen ausgebaut werden".

Definition des Konzepts "Kultur"

Die Kulturfreiheit scheint am meisten Fragen aufzuwerfen, was die Definition des Worts Kultur selbst anbelangt. Was ist unter Kultur zu verstehen? "Die Konturen dieser Freiheit sind zu vage, als dass sie wirklich festgelegt werden können". "Was ist Kultur? Sprache, Gebräuche, Religion, Tradition, Gastronomie, Erziehung usw."



Es wird auch festgehalten, dass der Begriff Kultur "so unterschiedliche Wirklichkeiten abdeckt". Handelt es sich um die Kultur der Mehrheit, um die christliche Kultur, oder werden andere Kulturen, Minderheiten berücksichtigt? Die Einführung dieses Rechts käme einer Definition der Kultur(en) gleich.

Vorbehalte

Auch wenn die Anerkennung der Kulturfreiheit grundsätzlich befürwortet wird, erachtet man es für wichtig, Vorbehalte in Bezug auf Verhaltensweisen anzubringen, die gegen das Gesetz oder die schweizerische Rechtsordnung verstossen: Polygamie, Beschneidung von Mädchen und "andere aus moralischer und ethischer Sicht zweifelhafte Praktiken", "Pornographie, religiöser Fundamentalismus, Sektenwesen, Gewalt in den Medien, Extremismus aller Schattierungen...".



Es wird auch gewünscht, dass die Anerkennung der Kulturfreiheit nicht mit positiven Leistungen des Staates zugunsten aller Minderheiten verbunden wird.

Das Recht auf Kultur

Ein Teil der Teilnehmerinnen und Teilnehmer ist der Auffassung, dass anstelle der Kulturfreiheit eher ein Recht auf Kultur vorgesehen werden sollte, das "Recht auf die Ausübung der Kultur und den Zugang zur Kultur".

Es wird daher gewünscht, dass der Staat im Bereich der Kultur aktiver wird und den Zugang zur kulturellen Produktion (Film, Festivals, Bücher, Bibliotheken, Theater, Veranstaltungen usw.) erleichtert, der heute anscheinend stark von der sozialen Stellung der Bürgerinnen und Bürger abhängt.



Die Vereinigung CCSI/SOS Racisme schlägt vor, ein Recht auf Kultur im Sinne von Art. 15 des Internationalen Pakts über wirtschaftliche, soziale und kulturelle Rechte und von Art. 27 der Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte vorzusehen.

Argumente gegen die Aufnahme der Kulturfreiheit

Die meisten Rechte, welche die Kulturfreiheit bilden, sind bereits durch internationale Abkommen garantiert, die von der Schweiz ratifiziert wurden.



Einige sind der Meinung, dass die Kulturfreiheit nicht in das den Grundrechten gewidmete Kapitel, sondern eher in das Kapitel Sozialrechte gehört, da der bestehende Grundrechtskatalog einen ausreichenden Schutz bietet.



Für manche Gegner würde die Umsetzung der Kulturfreiheit systematisch positive Leistungen bedingen (vor allem im Erziehungsbereich), für die der Kanton aufkommen müsste. Es wird auch die Ansicht geäussert, es sei übertrieben, die Kulturfreiheit zu einem Sozialrecht zu erheben, das eine Person vor Gericht geltend machen könnte. Es sei sinnvoller, die Kulturfreiheit als Sozialziel zu verankern: "Sie ermöglicht dem Staat einen gewissen Spielraum bei der Unterstützung der verschiedenen Formen des Kulturschaffens, wie es auf dem Kantonsgebiet zum Ausdruck kommt".

Andere Bemerkungen und Vorschläge

"Genügt der Schutz der Menschenwürde, der Sprache, der Meinungsfreiheit, um die Andersartigkeit der Tauben, psychisch Kranken oder geistig Behinderten zu berücksichtigen? Oder sollte man diesen Gesellschaftsgruppen über alle Integrations- und "Normalisierungsmöglichkeiten" hinaus nicht ein Recht auf eine andere Kultur zusprechen?"

Das Recht auf Entschädigung im Falle eines durch den Staat rechtmässig verursachten schweren Schadens

Kontext

Laut dem geltenden Recht haftet das Gemeinwesen nur dann für den von einem seiner Beamten verursachten Schaden, wenn eine Gesetzesbestimmung dies vorsieht. Die Bürgerinnen und Bürger haben ausser in den im Gesetz vorgesehenen Fällen grundsätzlich keinen Anspruch auf Schadenersatz.



Soll die neue Verfassung des Kantons Freiburg einen Entschädigungsanspruch für alle Personen festschreiben, denen der Staat durch eine rechtmässige Handlung Schaden zugefügt hat? Es würde sich dabei um eine allgemeine Garantie handeln, d.h. sie wäre nicht auf Enteignungen oder Strafprozesshandlungen beschränkt oder an eine unrechtmässige Handlung eines Beamten gebunden.



Ein verfassungsmässiges Recht hätte den Vorteil, dass die Geschädigten es direkt vor Gericht geltend machen können, ohne dass Ausführungsbestimmungen abgewartet werden müssen, und würde eine Lücke im Schutz der Privatpersonen vor der Staatsgewalt schliessen.

Frage

8. Frage: Soll das Recht auf Entschädigung im Falle eines durch den Staat rechtmässig verursachten schweren Schadens in der neuen Verfassung verankert werden?

Antworten

�Ja�Nein�Weiss nicht�Keine Antwort��Private�53�6�6�1��Politische Parteien�5�1�-�-��Versch. Gruppierungen�12�1�-�5��Gemeinden�34�5�4�2��Bemerkungen und Vorschläge

Mit der Aufnahme dieses Rechts würde eine Lücke im Schutz der Privatpersonen vor der Staatsgewalt geschlossen. Es ist "wichtig, um einen allmächtigen Staat zu vermeiden". "Es ist normal, dass der Staat die Verantwortung für die Folgen seiner Handlungen übernimmt". "Es ist eine Frage der Gegenseitigkeit". Zudem würde der Staat mit der Aufnahme dieses Rechts vermehrt für seine Handlungen verantwortlich gemacht.



Allerdings sollte der Staat auch nicht systematisch für jeden Schaden verantwortlich gemacht werden (man weist darauf hin, dass es schliesslich auch private Versicherungen gibt). Man befürchtet missbräuchliche Forderungen, und man sollte "die Verfahrensspirale und den Strafschadenersatz nach amerikanischem Muster vermeiden". Es wäre sinnvoll, den Geltungsbereich dieses Rechts auf individuelle staatliche Massnahmen (Verfügungen) und schwere Schäden zu beschränken".



Ausserdem wird die Frage gestellt, ob ein Anspruch auf eine umfassende Entschädigung oder nur eine angemessene Entschädigung vorgesehen werden sollte.



Diejenigen, die sich gegen die Aufnahme dieses Rechts aussprechen, sind vor allem der Meinung, dass eine Anpassung der bestehenden Gesetze genüge oder dass das Gesetz wie heute lediglich für Schäden, die durch eine unrechtmässige Handlung eines Beamten entstehen, eine Entschädigung vorsehen sollte.

Die Ausdehnung der Religionsfreiheit auf juristische Personen, die keinen religiösen Zweck verfolgen

Kontext

Gemäss der (umstrittenen) Rechtsprechung des Bundesgerichts können sich nur natürliche Personen auf die Religionsfreiheit berufen, nicht aber juristische Personen, die kein Gewissen haben. Dies bedeutet, dass juristische Personen der Kirchensteuer unterstellt sind und sich nicht auf die Religionsfreiheit berufen können.



Soll die neue Staatsverfassung die Religionsfreiheit auf die juristischen Personen ausdehnen, obwohl diese Neuerung die Kirchen in ernsthafte finanzielle Schwierigkeiten bringen würde?

Frage

9. Frage: Soll die Religionsfreiheit in der neuen Verfassung auf juristische Personen ausgedehnt werden, die keinen religiösen Zweck verfolgen?

Antworten

�Ja�Nein�Weiss nicht�Keine Antwort��Private�22�28�15�1��Politische Parteien�2�4�-�-��Versch. Gruppierungen�5�7�1�5��Gemeinden�13�27�3�2��Bemerkungen und Vorschläge

Allgemeines

Die Mehrheit der Teilnehmerinnen und Teilnehmer lehnt diesen Vorschlag ab; viele sind auch unschlüssig.



Die verschiedenen Stellungnahmen sollten Stoff für eine Debatte liefern, vor allem in Bezug auf die finanziellen Auswirkungen dieser Neuerung und die Rolle der Kirche in der Gesellschaft.

Argumente für die Ausdehnung der Religionsfreiheit auf die juristischen Personen

Die Befürworter einer Ausdehnung der Religionsfreiheit finden es unlogisch, von den Unternehmen von Amtes wegen eine Kirchensteuer zu erheben, weil diese keine Konfession haben. "Die Begründung für die Besteuerung der Gesellschaften ist weder gerecht noch stichhaltig, selbst wenn dies einen beträchtlichen Teil der Einnahmen der Kirchen ausmacht". Für andere ist es eine "Frage des gesunden Menschenverstandes", "dies wäre gerechter". Es wird für "merkwürdig" oder "unlogisch" angesehen, dass eine Handelsgesellschaft eine Kirchensteuer bezahlen muss.



Andere sind für die Ausdehnung der Religionsfreiheit auf die juristischen Personen, sofern eine Kompensation für die anerkannten Kirchen vorgesehen wird.

Argumente gegen die Ausdehnung der Religionsfreiheit auf die juristischen Personen

Für die Beibehaltung des Status quo werden folgende Gründe geltend gemacht:



Einige sind der Auffassung, dass die Religionsfreiheit nicht auf die juristischen Personen ausgedehnt werden kann, wenn man davon ausgeht, dass diese kein Gewissen haben, und dass die Ausdehnung der Religionsfreiheit vermutlich zu einer Erhöhung der Kirchensteuern der natürlichen Personen führen würde. Sie schlagen deshalb vor, im Artikel über die Steuerpflicht einen Absatz im Sinne von "eine juristische Person kann nicht zur Bezahlung der Kirchensteuer verpflichtet werden" vorzusehen.



Ausserdem wird darauf hingewiesen, dass die Kirchen Leistungen im Bereich Erziehung und Kultur erbringen und dass man deshalb von den juristischen Personen verlangen kann, dass sie mit der Kirchensteuer einen Beitrag zur Finanzierung der Kirche und deren Arbeit für die Gesellschaft leisten.



Schliesslich wird darauf hingewiesen, dass "eine Person es sich gut überlegt, ob sie aus der Kirche austreten will, während den juristischen Personen daraus keinerlei Nachteil erwächst; es wäre nur ein Trick zur Umgehung einer Steuer". Eine andere Bemerkung zielt in dieselbe Richtung: "In einer Zeit, in der die Unternehmen um jeden Preis abspecken, um ihre Margen in die Höhe zu treiben, wäre es falsch, ihnen die Möglichkeit zu geben, sich ihrer Verantwortung gegenüber der Gesellschaft und insbesondere gegenüber den Kirchen zu entziehen".



Die finanziellen Auswirkungen

Es wäre sinnvoll, wenn man die ungefähren finanziellen Auswirkungen einer Ausdehnung der Religionsfreiheit auf die juristischen Personen kennen würde. Eine Debatte scheint wünschenswert.

Andere Bemerkungen und Vorschläge

Es wird vorgeschlagen, die Kirchensteuer der juristischen Personen durch eine Steuer der sozialen Verantwortung, eine Steuer für "gute Taten" zu ersetzen. Die Kirchen sind ja nicht die einzigen, die sich auf kultureller und sozialer Ebene engagieren.

Aufnahme bereits bestehender Sozialrechte, die in der geltenden Verfassung nicht zu finden sind

Kontext

Mit der 10. Frage soll abgeklärt werden, ob die bestehenden Sozialrechte in die neue Verfassung aufgenommen werden sollen. Viele Sozialrechte werden nämlich durch das Bundesrecht und die freiburgische Gesetzgebung garantiert und im Kanton Freiburg angewendet, ohne dass sie in der geltenden Verfassung aufgeführt sind. Ihre Verankerung in der Verfassung würde zwar keinen neuen Schutz bringen, aber die Wirklichkeit der sozialen Leistungen des Staates besser widerspiegeln.

Frage

10. Frage: Sollen in der neuen Verfassung bestehende Sozialrechte verankert werden, die in der geltenden Verfassung nicht aufgeführt sind (Recht auf Hilfe in Notlagen, Recht auf medizinische Betreuung, Recht auf unentgeltlichen Rechtsschutz, Recht auf ein schickliches Begräbnis, Recht der Kinder und Jugendlichen auf einen besonderen Schutz ihrer Integrität)?

Antworten

�Ja�Nein�Weiss nicht�Keine Antwort��Private�58�2�4�2��Politische Parteien�5�1�-�-��Versch. Gruppierungen�14�1�-�3��Gemeinden�39�3�1�2��Bemerkungen und Vorschläge

Allgemeines

Knapp 9 von 10 Teilnehmerinnen und Teilnehmer befürworten die Aufnahme der bereits bestehenden Sozialrechte in die neue Verfassung. Ein solcher Katalog von Sozialrechten würde Klarheit und Transparenz bringen und einen besseren Überblick über die heutige Situation in Bezug auf die Sozialrechte im Kanton Freiburg ermöglichen.

Angesichts des Sozialabbaus und der Entsolidarisierung wäre es daher wichtig, dass die Verfassung ein sichtbares Zeichen der sozialen Öffnung setzt.

Bemerkungen und Vorschläge in Bezug auf die Form

In Bezug auf die Form wird vorgeschlagen, die Sozialrechte in der Reihenfolge ihrer Wichtigkeit aufzuführen. Für die Konkretisierung dieser Rechte und ihren genauen Inhalt sollte die Verfassung auf die bestehenden Gesetze verweisen.

Das Recht der Kinder und Jugendlichen auf einen besonderen Schutz ihrer Integrität

Ziemlich viele Stellungnahmen unterstreichen die Notwendigkeit einer Bestimmung über den Jugendschutz.



Die kantonale Gleichstellungskommission weist darauf hin, dass die Aufnahme dieses Rechts der Ausgangspunkt für konkrete Massnahmen zugunsten der Jugend ist: "Als Beispiel ist das Strafverfahren für Minderjährige zu erwähnen: Damit ein Kind, das Opfer einer Gewalttat geworden ist, seine schmerzhafte Aussage nicht mehrfach und vor verschiedenen Personen machen muss, könnte auf der Grundlage dieses Rechts eine Regelung eingeführt werden, die es Spezialisten ermöglicht, das Kind zu befragen und die ganze Befragung zu filmen. Die übrigen Beteiligten des Verfahrens könnten so den Film ansehen, anstatt das Kind noch einmal zu befragen."



Die Kommission schlägt vor, im Hinblick auf eine aktive Jugendpolitik im Kanton Freiburg die Stelle eines(r) Delegierten zu schaffen.

Das Recht auf ein schickliches Begräbnis

Das Recht auf ein schickliches Begräbnis wird ebenfalls erwähnt, wobei entweder darauf hingewiesen wird, dass es nicht in die Verfassung gehört bzw. dass es in die Verfassung gehört.

Andere Vorschläge

Verschiedentlich wird gewünscht, dass die neue Staatsverfassung das Streikrecht, das Recht auf ein Mindesteinkommen, auf eine Unterkunft, auf Bildung, auf Ausgleichsmassnahmen für alle benachteiligten Personen, auf eine Mutterschaftsversicherung, usw. vorsieht.

Vorbehalte

Bei allzu vielen Sozialrechten könnte der Eindruck eines "sozialen Fallschirms" des Staates entstehen. Es wird immer wieder auf die individuelle Verantwortung hingewiesen: Es gilt insbesondere zu vermeiden, dass "sich eine Unterstützungsmentalität entwickelt". Die neue Verfassung müsste das Subsidiaritätsprinzip als Grenze der positiven Leistungen des Staates umfassen.

Argumente gegen die Aufnahme

Es wäre besser, die Sozialziele des Staates zu nennen. Die Sozialrechte figurieren bereits in vielen Gesetzestexten, so dass ihre Verankerung in der Verfassung nicht sinnvoll wäre, da diese sonst überladen würde.

Andere empfehlen, auf die Sozialrechte zu verzichten, weil sie Missbräuche befürchten: "Der Staat darf keine Glucke sein". Auch hier geht es darum, den Einzelnen nicht von seiner Verantwortung zu entbinden.

Aufnahme neuer Sozialrechte oder Sozialziele

Kontext

Mit der 11. Frage soll abgeklärt werden, ob die Gelegenheit der Totalrevision dazu genutzt werden soll, um die sozialen Leistungen des Staates auszubauen und in einigen ausgewählten Bereichen neue Sozialrechte oder Sozialziele vorzusehen.

Frage

11. Frage: Sollen in der neuen Verfassung neue Sozialrechte oder Sozialziele verankert werden (Gewährung eines Mindesteinkommens, einer Unterkunft, eines allgemeinen Zugangs zu Bildung, von Arbeit, von Massnahmen im Hinblick auf den Berufseinstieg, von Ausgleichsmassnahmen für benachteiligte Personen)?

Antworten

�Ja�Nein�Weiss nicht�Keine Antwort��Private�50�11�4�1��Politische Parteien�3�2�1�-��Versch. Gruppierungen�14�1�2�1��Gemeinden�23�14�6�2��Bemerkungen und Vorschläge

Allgemeines

Eine grosse Mehrheit der Stellungnahmen spricht sich für die Aufnahme neuer Sozialrechte oder �ziele aus:

Für die einen sind die Sozialrechte die Grundlage der sozialen Leistungen: "Indem sie in den Gesetzen präzisiert werden, dienen sie als Verwaltungsprogramm für die amtlichen Dienststellen, aber auch als Orientierung und Basis für die subventionierten Vereinigungen, die ihre Gemeinnützigkeit so klarer anerkennen lassen können".

Die anderen halten Neuerungen für wichtig, weil die Totalrevision sonst keinen Sinn habe.



Die Ja-Antworten sind jedoch oft nuanciert: Die Anwendung der neuen Sozialrechte sollte beschränkt werden. Man fragt sich vor allem, welches die finanziellen Auswirkungen der Anwendung dieser Rechte wären.



Ausserdem wird häufig auf die individuelle Verantwortung verwiesen. Die Eigeninitiative und die persönliche Verantwortung des Einzelnen dürfen durch die Leistungen des Staates nicht beeinträchtigt werden. Man befürchtet, die Sozialrechte könnten die Passivität fördern, wo es doch vielmehr darum geht, die Bürgerinnen und Bürger in die Verantwortung einzubeziehen.



Einige sind der Meinung, dass die Aufnahme der bestehenden Sozialrechte in die neue Verfassung bereits einen Fortschritt gegenüber der heutigen Situation darstellt, und lehnen die Verankerung neuer Sozialrechte ab: "Die Aufnahme weiterer Rechte hätte weitreichende soziale und finanzielle Konsequenzen, welche der Kanton und sicher die Gemeinden tragen müssten".

Aufnahme von Sozialrechten ODER Sozialzielen?

"Um der Tendenz hin zu einer Gesellschaft der zwei Geschwindigkeiten entgegenzuwirken, muss die Verfassung die Grundlagen für eine solidarische Gesellschaft schaffen, in der Form von erweiterten Sozialrechten".



Eine grosse Zahl der Teilnehmer möchte dem Beispiel der neuen Bundesverfassung folgen und nur die neuen Sozialziele in die Verfassung aufnehmen. Da die meisten Sozialrechte nicht gewährleistet werden können, sollte man bei der Schaffung solcher Rechte sehr zurückhaltend sein. Ihre Anwendung scheint in der Tat schwierig, und der Staat sollte lediglich subsidiär eingreifen.



Man sollte keine falschen Versprechen machen und die Erwartungen der Bevölkerung nicht enttäuschen. Es wird auch befürchtet, dass die übertriebene Hervorhebung der Sozialrechte Missbräuche nach sich zieht oder dass die Aufnahme von Sozialrechten die Passivität fördert.

Gewährung von Arbeit, von Massnahmen im Hinblick auf den Berufseinstieg, eines allgemeinen Zugangs zu Bildung

Während einige das Recht auf Arbeit in der Verfassung verankern möchten, sprechen sich andere dagegen aus, da es sich nur schwer umsetzen lasse.



Man schlägt vor, das Recht auf Stipendien zu erweitern und zu vereinfachen oder das Recht auf zweisprachigen Unterricht während der obligatorischen Schulzeit zu konkretisieren.



Nach Auffassung der kantonalen Kommission für die Gleichstellung von Frau und Mann und für Familienfragen ist es unerlässlich "zu präzisieren, dass Frauen und Männer gleichermassen in den Genuss der neuen Sozialrechte oder Sozialziele kommen, insbesondere was den allgemeinen Zugang zu Bildung (wobei das Problem der geschlechtsspezifischen Berufswahl zu berücksichtigen ist) und die berufliche Eingliederung aller Jugendlichen anbelangt". Ausserdem sollte man "den beruflichen Wiedereinstieg allen Personen garantieren, die ihre Erwerbstätigkeit während einiger Jahre aufgegeben haben, um sich der Kindererziehung zu widmen, denn man stellt fest, dass die meisten Frauen nach einer "Familienpause" grosse Schwierigkeiten haben, wieder eine Stelle zu finden. Die Aufnahme dieses Rechts wäre zudem eine unerlässliche Ergänzung zu den verschiedenen Massnahmen zur Förderung der Familien".

Ausgleichsmassnahmen für benachteiligte Personen

Es wird verlangt, das Recht auf Zugang zu öffentlichen Gebäuden und Einrichtungen für Personen, die in ihrer Bewegungsfähigkeit eingeschränkt sind (Behinderte, Betagte und geschwächte Personen), sowie für Personen mit Sinnesschädigungen, wie folgt in die Verfassung aufzunehmen :



"Der Zugang zu Bauten und Einrichtungen oder die Inanspruchnahme von Einrichtungen und Leistungen, die für die Öffentlichkeit bestimmt sind, wird den Behinderten, Betagten oder Personen mit beschränkter Bewegungsfreiheit garantiert, sofern dadurch keine unverhältnismässigen Kosten entstehen".



Des Weiteren wird vorgeschlagen, andere besondere Rechte Behinderter in allen Lebensbereichen anzuerkennen (die Arbeiten der eidgenössischen Ad-hoc-Kommission werden erwähnt). "Mit der Anerkennung des Rechts der Behinderten, materiell am öffentlichen Leben teilzuhaben, würde unser Kanton einen grossen Schritt in Richtung Gleichstellung der Behinderten machen und die Rolle eines Wegbereiters übernehmen".



Einige Gemeinden halten diese Vorsätze für lobenswert, befürchten aber eine starke Belastung der öffentlichen Finanzen. Sie befürchten, dass ihre Lasten untragbar werden.

Bemerkungen in Bezug auf die Form

"Man sollte eine Vermischung von Sozialzielen und Sozialrechten sowie eine allzu ausführliche Beschreibung vermeiden, die in ein Gesetz und nicht in die Verfassung gehört".

Aufnahme des Schutzes und der Förderung der Familien

Kontext

Zu den Sozialzielen, die in die neue Verfassung aufgenommen werden könnten, gehört insbesondere der Schutz und die Förderung der Familien.



Mit der 12. Frage soll abgeklärt werden, ob der Kanton den Handlungsspielraum, über den er in diesem Bereich verfügt, nutzen soll (Unterstützung von Krippen, Schaffung von Einrichtungen zur Betreuung von Kindern im Vorschulalter, Familienzulagen, Stipendien, Steuerpolitik oder spitalexterne Krankenpflege).

Frage

12. Frage: Soll in der neuen Verfassung eine Bestimmung verankert werden, wonach die Familien zu schützen und zu fördern sind?

Antworten
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Allgemeines

Die Teilnehmerinnen und Teilnehmer sind allgemein für die Verankerung einer Bestimmung, wonach die Familien zu schützen und zu fördern sind. Als "Fundament der Gesellschaft" oder "Basis des Zusammenlebens" muss die Familie vom Staat unterstützt werden: "Wenn es ein Sozialziel gibt, das in die neue Verfassung gehört, dann sicher die Förderung der Familie". Es scheint zweckmässig oder sogar unerlässlich, die Familienförderung zu einer Priorität des Kantons zu erklären, dies vor allem "aufgrund der unzähligen Dienste der Familien gegenüber der Gesellschaft". "Dieser entscheidende Ort für die Entwicklung der Bürger ist unbedingt zu verteidigen".



Die Aufnahme einer spezifischen Bestimmung über die Familienförderung wäre "der Ausgangspunkt für eine Reihe von Massnahmen, die es zu treffen, zu entwickeln und umzusetzen gilt".



Die Gegner erachten die Aufnahme einer solchen Bestimmung für unnötig, da der Schutz der Familie bereits durch die Grundrechte, vor allem durch Artikel 11 und 67 der Bundesverfassung, garantiert werde. Andere (namentlich die Gemeinden) werfen die Frage der finanziellen Auswirkungen auf.

Definition der Familie

Diese Förderung sollte auch die anderen Formen des Zusammenlebens umfassen, "insbesondere die Einelternfamilien". Man schlägt vor, von "Familien" und nicht von "Familie" zu sprechen. Der Plural würde der Vielfalt der Familienformen besser gerecht, während der Singular die "Idealform" der Familie zu stark betone.

Andere Bemerkungen und Vorschläge

Die kantonale Kommission für die Gleichstellung von Frau und Mann und für Familienfragen schlägt vor, die Förderung der Familien einem spezialisierten Organ zu übertragen, damit die neue Bestimmung nicht toter Buchstabe bleibt.



Eine Privatperson hält fest, dass das Ziel nicht darin bestehen darf, der Familie immer mehr Verantwortung wegzunehmen.



Man schlägt auch vor, die Geburtenhäufigkeit besonders zu fördern.



Schliesslich wird gewünscht, dass die Förderung der Familie als Sozialziel verankert wird.

Aufnahme von Pflichten, die bereits durch die geltende Verfassung garantiert sind

Kontext

Mit der 13. Frage soll abgeklärt werden, ob die Steuerpflicht und die Militärpflicht auch in der neuen Staatsverfassung figurieren sollen und ob andere Pflichten, wie die allgemeine Pflicht, das Recht zu beachten, die Grundrechte anderer zu respektieren oder sich nach dem Gebot von Treu und Glauben zu verhalten, die Stimmpflicht oder die Pflicht, ein öffentliches Amt anzunehmen, aufgeführt werden sollen.

Die Aufnahme dieser Pflichten ist zwar aus rechtlicher Sicht nicht notwendig (da sie bereits in Gesetzen oder Verordnungen aufgeführt sind), doch würden sie dadurch ein grösseres Gewicht erhalten.

Frage

13. Frage: Sollen die bereits in der geltenden Verfassung aufgeführten Pflichten auch in der neuen Verfassung verankert werden (Steuerpflicht, Militärpflicht)?

Antworten
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Allgemeines

Ein Pflichtenkatalog wird allgemein als sinnvoll erachtet: Die Bürgerinnen und Bürger sollten nicht nur über Rechte verfügen, sondern auch auf ihre Pflichten hingewiesen werden. "Die Verfassung muss unseren Staat, das, was er von einem Bürger erwartet, seine Integration, seine Tätigkeit, seine Teilnahme widerspiegeln". Es wird jedoch eingeräumt, dass die Erstellung eines solchen Katalogs schwierig ist.



Zum Teil wird die Meinung geäussert, dass man alle der erwähnten Pflichten aufführen sollte. Andere wollen nur gewisse Pflichten in der Verfassung verankern. "Selbst wenn es aus rechtlicher Sicht nicht unerlässlich ist, so wäre es doch politisch zweckmässig und sinnvoll, einige wichtige Pflichten vorzusehen: die Pflicht, das Recht zu beachten, die Grundrechte anderer zu respektieren und sich nach dem Gebot von Treu und Glauben zu verhalten." "Die Erwähnung der übrigen Pflichten ist weniger wichtig." oder "Der Pflichtenkatalog braucht nicht so erschöpfend zu sein, denkbar wäre die Pflicht, die Rechte anderer zu respektieren, oder die Pflicht, die Umwelt zu schützen, dies im Sinne einer nachhaltigen Entwicklung".



Die Aufnahme ist für manche überflüssig in rechtlicher Hinsicht und auch, weil die Pflichten lediglich der Spiegel der Rechte sind. Zudem sind die Pflichten bereits in Gesetzen und Verordnungen enthalten.



Einige der im Ideenheft vorgeschlagenen Pflichten wurden kommentiert, insbesondere die Militärpflicht, die Steuerpflicht, die Pflicht, ein öffentliches Amt anzunehmen, und die Stimmpflicht.

Die Militärpflicht

Man ist praktisch einstimmig der Ansicht, dass die Militärpflicht gestrichen werden sollte, da sie in die Zuständigkeit des Bundes fällt und daher nichts in einer Kantonsverfassung zu suchen hat. Viele Personen schlagen die Verankerung einer Militärdienst- oder Zivildienstpflicht vor. Des Weiteren wird die Meinung vertreten, dass der ehrenamtliche Einsatz zugunsten der Gesellschaft ebenfalls Anerkennung und Unterstützung verdiene.

Die Steuerpflicht

Die Verankerung der Steuerpflicht stösst allgemein auf Zustimmung. Nach Meinung einiger Teilnehmerinnen und Teilnehmer sollte diese Pflicht in einem besonderen Kapitel über die Finanzordnung des Staates genannt werden.

Die Pflicht, öffentliche Ämter anzunehmen

Die Pflicht, öffentliche Ämter anzunehmen, wird mehrheitlich abgelehnt. Die Ausübung eines solchen Amtes darf nach Ansicht der Teilnehmerinnen und Teilnehmer nicht obligatorisch sein, sondern muss freiwillig bleiben. Ein unfreiwillig übernommenes öffentliches Amt kann nicht gut erfüllt werden, und die Qualität der Arbeit könnte darunter leiden.

Die Stimmpflicht

Diese Pflicht scheint für viele besonders wichtig: "Sie darf weder frommer Wunsch bleiben, noch mit Sanktionen versehen werden, sondern sie muss die Basis für die Entwicklung einer neuen Politik sein, z.B. für die Eröffnung einer Debatte über die geringe Stimmbeteiligung oder die Lancierung einer Kampagne zur Sensibilisierung der Bürgerinnen und Bürger in Bezug auf die Wichtigkeit, an Wahlen und Abstimmungen teilzunehmen". "Abstimmen und Wählen sollte für die Freiburgerinnen und Freiburger Pflicht sein".



Nach Ansicht einer Person sollte das Abstimmen unter Androhung einer Busse oder des Entzugs gewisser politischer Rechte obligatorisch sein.

Andere Vorschläge

Es werden weitere Pflichten vorgeschlagen, so die "Pflicht, seine persönlichen Fähigkeiten zu entwickeln, um ein aktives und positives Mitglied der Gesellschaft zu werden" oder "die Pflicht, sich der Gemeinde für verschiedene Arbeiten zur Verfügung zu stellen" (z.B. Waldarbeit, Hilfe für Behinderte und Betagte), dies als Gegenleistung für erhaltene Sozialhilfe und im Rahmen der Möglichkeiten der unterstützten Person.

Aufnahme einer Bestimmung über die individuelle Verantwortung

Kontext

Mit der 14. Frage soll in Erfahrung gebracht werden, ob die individuelle Verantwortung in der Verfassung verankert werden soll, und wenn ja, in welcher Form. Es kommen viele Lösungen in Frage, z.B. eine allgemeine Bestimmung in der Einleitung, in der Präambel oder ein Hinweis auf die Privatinitiative und die Subsidiarität staatlichen Handelns in den Sozialzielen.

Frage

14. Frage: Soll in der neuen Verfassung eine Bestimmung über die individuelle Verantwortung verankert werden?

Antworten
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Allgemeines

Die grosse Mehrheit der Teilnehmerinnen und Teilnehmer begrüsst die Aufnahme einer Bestimmung über die individuelle Verantwortung.



Man ist der Auffassung, dass die Bürgerinnen und Bürger ebenfalls für das gute Funktionieren des Staates verantwortlich sind: Die Argumente decken sich mit denjenigen, die in Bezug auf die Aufnahme der Pflichten geltend gemacht wurden. Viele erachten es für sinnvoll, dass eine moderne Verfassung darauf hinweist, dass die Bürgerinnen und Bürger nicht nur über Rechte verfügen, sondern der Gesellschaft gegenüber auch Pflichten haben.

Der Pflichtenkatalog und der Grundsatz der individuellen Verantwortung "sollten die Basis für die Vermittlung der staatsbürgerlichen Gesinnung und der Bürgerethik bilden".

Bemerkungen in Bezug auf die Form

Es wird vorgeschlagen, den Begriff der individuellen Verantwortung an verschiedenen Stellen der Verfassung festzuschreiben. Eine Erwähnung im einleitenden Teil oder in der Präambel scheint jedoch den Vorzug zu haben. Es wird auch vorgeschlagen, die Präambel "Im Namen Gottes des Allmächtigen" durch einen Hinweis auf die individuelle Verantwortung zu ersetzen.



Anderswo wird auch der Vorschlag gemacht, den Begriff der Verantwortung durch den Begriff der Solidarität zu ergänzen oder ihn neben dem Subsidiaritätsprinzip als allgemeinen Verfassungsgrundsatz in Verbindung mit den Sozialrechten zu verankern.



Diejenigen, die sich gegen die Aufnahme der individuellen Verantwortung aussprechen, halten den Begriff für "etwas konfus oder zu philosophisch", für "zu vage und allgemein".

ALLGEMEINE BEMERKUNGEN

Man wünscht die Ausarbeitung einer "dynamischen, sozialen und ökologischen Verfassung". Der Verfassungsrat sollte darauf achten, eine moderne und für den einfachen Bürger verständliche Sprache zu verwenden, und vor allem einen "unverständlichen Legalismus" vermeiden.



Die Verfassung sollte ausserdem kurz sein, und die Bestimmungen sollten so konkret wie möglich sein.



Für diesen ersten Teil der neuen Verfassung wird folgender Aufbau vorgeschlagen: 1. Allgemeine Grundsätze / 2. Grundrechte und Sozialrechte / 3. Sozialziele.
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